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Allerdings ist in der ZTRV das Verfahren über die Be-
nachrichtigung und Ermittlung des zu benachrichtigen-
den Nachlassgerichts abschließend geregelt (jedenfalls 
wenn die erbfolgerelevante Urkunde im ZTR registriert 
ist), sodass sich u.  E. darüber hinaus für den Notar 
keine weitergehenden Ermittlungspfl ichten erge-
ben dürf ten (so auch BeckOK-BeurkG/Seebach, § 34a 
Rn. 84; NK-NachfolgeR/Gutfried, 2. Aufl . 2019, § 34a 
BeurkG Rn. 20). Der Notar wird seiner Amtspfl icht 
zur Ablieferung vielmehr bereits durch Ablieferung an 
das vom ZTR benannte Gericht Genüge getan haben. 
Die Ermittlung des zuständigen Gerichts obliegt dann 
dem mit der Sache befassten Gericht (vgl. BR-Drucks. 
220/15, S.  5 der Begr.; MünchKommFamFG/Pabst, 
3. Aufl . 2018, § 3 Rn. 12). 

Hält sich das Gericht, bei dem die Urkunde abgelie-
fert wird, für unzuständig, so muss es die Sache an das 
(seiner Ansicht nach) zuständige Nachlassgericht ver-
weisen (§ 3 Abs. 1 FamFG; vgl. MünchKommFamFG/
Grziwotz, § 343 Rn. 57; Harders, § 343 Rn. 20). Für 
das AG Schöneberg besteht zusätzlich die Möglichkeit, 
die Sache gem. § 343 Abs. 3 S. 2 FamFG aus wichti-
gem Grund an ein anderes Nachlassgericht zu verwei-
sen (einzelfallbezogene Zweckmäßigkeitsprüfung). Ein 
solcher wichtiger Grund liegt bspw. vor, wenn Anhö-
rungen von Beteiligten im Bezirk eines anderen Nach-
lassgerichts notwendig sind (Keidel/Zimmermann, 
§ 343 Rn. 80; MünchKommFamFG/Grziwotz, § 343 
Rn. 41). Das bloße Vorhandensein von Nachlassgegen-
ständen im Bezirk eines anderen Nachlassgerichts ge-
nügt nicht (OLG Köln FGPrax 2016, 136). Unabhängig 
davon, ob das Gericht sich für unzuständig oder einen 
wichtigen Grund i. S. d. § 343 Abs. 3 S. 2 FamFG für 
gegeben hält, ist die Rechtsfolge die Verweisung an das 
zuständige Gericht. Eine bloße Zurückweisung wegen 
Unzuständigkeit ohne Verweisung sieht das FamFG 
hingegen nicht vor. Kann das (vermeintlich) unzustän-
dige Gericht das tatsächlich zuständige Gericht nicht 
ermitteln, so hat eine Verweisung zu unterbleiben (Be-
ckOK-FamFG/Burschel, Std.: 1.7.2020, § 3 Rn. 3).

Wir würden im Ergebnis deshalb davon ausgehen, dass 
die Zurückweisung zu Unrecht erfolgte. Sollte das Ge-
richt keinen letzten gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
ermitteln können, so ist das Amtsgericht Schöneberg in 
Berlin gem. § 343 Abs. 3 S. 1 FamFG zuständig. Lässt 
sich ein solcher Aufenthalt jedoch ermitteln, dann ist 
die Sache an das zuständige Gericht zu verweisen. 

InsO §§ 270, 270c, 277 
Eigenverwaltung: Verfügungsbefugnis des In-
solvenzschuldners; Auswirkung auf nicht vor-
gelegte Eintragungsbewilligung 

I. Sachverhalt
In einem Kaufvertrag zwischen einer Kommu-
ne und einem Bauträger hat sich die Kommune ein 
Wiederkaufsrecht zur Absicherung einer Bauver-
pfl ichtung vorbehalten. Zur Sicherung dieses Wie-
derkaufsrechts wurde eine Aufl assungsvormerkung 
bewilligt und beantragt. Bei der Eigentumsumschrei-
bung auf den Bauträger hat die Kommune auf die 
Eintragung dieser Vor merkung zunächst verzichtet 
und den in der Urkunde gestellten Antrag zurück-
genommen. 

Nach Eigentumsumschreibung auf den Bauträger ist 
das Insolvenzverfahren eröff net worden. Die Insolvenz 
fi ndet in Eigenverwaltung statt. Die Kommune bean-
tragt nunmehr doch die Eintragung der Vormerkung 
zur Sicherung des Wiederkaufsrechts. 

II. Frage
Ist die Bewilligung des insolventen Bauträgers (in 
Eigenverwaltung) aus der Kaufvertragsurkun de weiter-
hin wirksam, sodass die Vormerkung allein infolge des 
Antrags der Kommune im Grundbuch eingetragen wer-
den kann?

III. Zur Rechtslage
1. Verfügungsbefugnis des Schuldners in der Eigen-
verwaltung
Das Insolvenzgericht kann im Eröff nungsbeschluss 
unter den Voraussetzungen des §  270 Abs.  2 InsO 
die Eigenverwaltung durch den Insolvenzschuldner 
anordnen (§  270 Abs.  1 S.  1 InsO). Geschieht dies 
bereits im Beschluss über die Eröff nung des Insol-
venzverfahrens, so wird nach §  270c S.  3 InsO kein 
Insolvenzvermerk im Grundbuch eingetragen, denn 
die Anwendbarkeit der §§ 32, 33 InsO ist gerade aus-
geschlossen. Regelmäßig behält der Schuldner bei an-
geordneter Eigenverwaltung seine Verfügungsmacht. 
Er bleibt nach §  270 Abs.  1 S.  1 InsO grundsätzlich 
berechtigt, die Insolvenzmasse zu verwalten und über 
sie zu verfügen. Entgegen §  80 Abs.  1 InsO kommt 
es also nicht zum Insolvenzbeschlag (Foerste, 
Insolvenzrecht, 7. Aufl . 2018, Rn.  611; in diesem 
Sinn aus der Rechtsprechung: BGH NZI  2017, 345 
Tz.  8 = NJW-RR 2017, 553; BGH NJW 2018, 2125 
Tz.  51; s.  auch Uhlenbruck/Zipperer, InsO, 15.  Aufl . 
2019, §  270 Rn.  35; Uhlenbruck/Zipperer, §  270c 
Rn. 6).
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Demgegenüber wird insbesondere im Schrifttum viel-
fach ein abweichendes Verständnis zur Verfügungsbe-
fugnis des Schuldners bei Eigenverwaltung vertreten 
(z.  B. MünchKommInsO/Kern, 4.  Aufl . 2020, §  270 
Rn.  141; Jaeger/Meller-Hannich, InsO, 2019, §  270 
Rn. 16), wonach der Schuldner – wie der Insolvenzver-
walter – als Amtswalter in eigener Sache tätig werde. 
Diese (neue) Befugnis sei originär aus der Anordnung 
des Insolvenzgerichts abzuleiten. Der Schuldner behalte 
also nicht seine „alte“, vor Verfahrenseröff nung beste-
hende Verfügungsmacht über sein Vermögen. Nur über 
diese Konstruktion lasse sich er klären, dass der Schuld-
ner nach Verfahrenseröff nung bestimmte dem Insol-
venzverwalter zugewiesene Rechte wahrnehmen und 
sich z. B. über § 103 InsO aus Vertragsverhältnissen lö-
sen könne (vgl. § 279 S. 1 u. 2 InsO), dass der Schuldner 
für bestimmte Handlungen das Einvernehmen mit dem 
Sachwalter oder der Gläubigerversammlung herstellen 
müsse und dass bestimmte Hand lungen des Schuldners 
wegen Insolvenzzweckwidrigkeit unwirksam seien. Im 
Sinne dieses Verständnisses lässt sich möglicherweise 
auch die knappe Formulierung in einem neuen Urteil 
des BGH (NZI 2019, 236 Tz. 11) deuten: Ordnet das 
Insolvenzgericht mit Eröff nung des Insolvenzverfahrens 
die Eigenverwaltung an, erlangt aus Sicht des BGH der 
Schuldner das Recht, die Insolvenzmasse zu verwalten 
und über sie „gleichsam als Amtswalter in eigenen An-
gelegenheiten“ zu verfügen.

2. Schicksal der Eintragungsbewilligung
Auch die Befürworter der dem Schuldner durch An-
ordnung neu verliehenen Verfügungsbefugnis haben 
bisher nicht weiter erörtert, ob zufolge ihrer Ansicht 
die vom Insolvenzschuldner vor Insolvenzeröff nung 
abgegebene Eintragungsbewilligung bzgl. der Vormer-
kung nur unter den Voraussetzungen des §  878 BGB 
für den Grundbuchvollzug verwertbar bleibt – weil eben 
die vormalige Verfügungsmacht des Schuldners erlischt 
und mit Anordnung der Eigenverwaltung durch eine 
qualitativ neue ersetzt wird (s.  allg. zur anerkannten 
entsprechenden Anwendung des §  878 BGB auf Vor-
merkungen nur BGH NZI 2005, 331, 332 = DNotI-
Report 2005, 94; NJW 1996, 461, 463; ausf. BeckOGK-
BGB/Kesseler, Std.: 1.4.2020, § 878 Rn. 49 f. m. w. N.). 
Dann wäre, da der Antrag zur Eintragung der Vormer-
kung beim Grundbuchamt bisher nicht gestellt wurde, 
aus diesem Grund die bereits vom Bauträger abgegebe-
ne Erklärung unverwertbar. Unseres Erachtens scheint 
angesichts der ausdrücklich angeordneten Nichtein-
tragung eines Insolvenzvermerks bei der Eigenverwal-
tung (§ 270c S. 3 InsO) zwar die Auff assung von der 
„Fortdauer der Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis 
des Schuldners“ (so die Formulierung bei BGH NJW 
2018, 2125 Tz. 51) eher dem Gesetzessinn zu entspre-

chen. Lässt sich die Mitwirkung des Bauträgers noch er-
reichen, könnte es sich jedoch wegen der nicht abschlie-
ßend geklärten Rechtslage nach dem Grundsatz des 
sichersten Weges (dazu nur Winkler, BeurkG, 19. Aufl . 
2019, §  17 Rn.  210 m.  w.  N.) empfehlen, dass der – 
unstreitig verfügungsbefugte – Bauträger nochmals 
die Bewilligung zur Eintragung der Vormerkung 
abgibt.

3. Zustimmungsvorbehalt gem. § 277 InsO 
Diff erenzierter würde sich die Rechtslage im Rahmen 
der Eigenverwaltung dann darstellen, wenn das Insol-
venzgericht angeordnet hätte, dass Verfügungen des 
Insolvenzschuldners (Bauträgers) bzgl. des mit der Vor-
merkung zu belastenden Grundbesitzes nur mit Zu-
stimmung des Sachwalters wirksam sind (§ 277 Abs. 1 
S.  1 InsO). Bei einer derartigen Fallgestaltung wäre 
auch – wie sonst im regulären Insolvenzverfahren – 
ein entsprechender Insolvenzvermerk im Grund buch 
einzutragen (§§ 277 Abs. 3 S. 3, 32 InsO). Allerdings 
wird dem Insolvenzschuldner die Verfügungs befugnis 
unabhängig von der Eintragung des Insolvenz-
vermerks im Grundbuch allein durch den Erlass des 
Beschlusses über die Anordnung der Zustimmungs-
bedürftigkeit entzogen (s.  nur MünchKommInsO/
Kern, §  277 Rn.  29). Die nachfolgende Eintragung 
des Insolvenzvermerks im Grundbuch gem. §§  277 
Abs.  3 S.  3, 32 InsO hat dann lediglich deklaratori-
sche (kundmachende) Bedeutung (vgl. Uhlenbruck/
Zipperer, § 32 Rn. 5).
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